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Stellungnahme zum Bebauungsplan „Seifhennersdorfer Straße“ der Stadt Ebersbach-
Neugersdorf (Vorentwurf Stand: 20.02.2026) 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
um Vorentwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Seifhennersdorfer Straße“ nimmt der BUND 
Sachsen wie folgt Stellung. 
 
Der BUND Sachsen erkennt an, dass mit der Planung die weitere Nutzung und teilweise Neuordnung 
eines bestehenden gewerblichen Standorts verfolgt wird. 
 Gleichwohl betrifft die Planung in erheblichem Umfang Flächen, die nach den Planunterlagen und nach 
forstbehördlicher Einschätzung Wald im Sinne des Sächsischen Waldgesetzes sind und zudem im 
Flächennutzungsplan als Wald dargestellt werden. 
 Daraus ergeben sich nicht nur naturschutzfachliche, sondern bereits auf der Ebene der 
Planrechtfertigung und Genehmigungsfähigkeit erhebliche rechtliche Klärungsbedarfe. 
 
Der Vorentwurf ist deshalb in der vorliegenden Fassung nicht zustimmungsfähig. 
 Vor einer Weiterführung des Verfahrens sind insbesondere die planungsrechtliche Konformität mit dem 
Flächennutzungsplan, die forstrechtliche Umwandlungslage, die artenschutzrechtliche Belastbarkeit, 
die wasserrechtliche Genehmigungsfähigkeit sowie die verbindliche Sicherung 
immissionsschutzrechtlich relevanter Betriebsbeschränkungen nachvollziehbar und belastbar 
aufzuarbeiten. 
 
1. Fehlende planerische und forstrechtliche Grundvoraussetzungen 

Nach der Begründung zum Vorentwurf ist das Flurstück 21728 im wirksamen Flächennutzungsplan als 
Waldfläche dargestellt. Zugleich soll gerade dieses Flurstück planungsrechtlich für die gewerbliche 
Nutzung gesichert und teilweise erweitert werden. Damit stellt sich in zentraler Weise die Frage, ob der 
Bebauungsplan noch aus dem Flächennutzungsplan entwickelt werden kann oder ob eine Änderung des 
Flächennutzungsplans im Parallelverfahren erforderlich ist. Die Planunterlagen verhalten sich hierzu 
bislang nicht tragfähig.  
Hinzu kommt die zwingende forstrechtliche Ebene: Nach § 9 Abs. 1 SächsWaldG prüft die Forstbehörde, 
ob die Voraussetzungen für eine Umwandlungsgenehmigung nach § 8 SächsWaldG vorliegen, wenn in 
einem Bauleitplan für Waldflächen eine anderweitige Nutzung dargestellt oder festgesetzt werden soll. 
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Kann die Umwandlungserklärung nicht erteilt werden, kann der Bauleitplan nicht genehmigt werden. 
Damit ist die Umwandlungserklärung eine rechtliche Schlüsselvoraussetzung für die 
Genehmigungsfähigkeit der Planung. 
 
Der BUND Sachsen fordert daher: 
 

• Es ist ausdrücklich darzulegen, wie die Gemeinde das Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 BauGB 
im Verhältnis zur FNP-Darstellung „Wald“ für Flurstück 21728 beurteilt und ob eine Änderung 
des Flächennutzungsplans durchgeführt wird. 

 

• Vor Fortführung des Verfahrens ist eine belastbare Aussage der zuständigen Forstbehörde 
vorzulegen, ob eine Umwandlungserklärung nach § 9 Abs. 2 SächsWaldG überhaupt in Aussicht 
gestellt werden kann. 

 
2. Waldumwandlung und Waldverlust 

Nach den Planunterlagen sollen ca. 3.250 m² neu versiegelt werden, davon ca. 2.440 m² Wald im Sinne 
des Sächsischen Waldgesetzes. Dem stehen zwar Entsiegelungen von etwa 2.000 m² gegenüber, davon 
rund 950 m² Wald, gleichwohl verbleibt ein erheblicher Waldverlust. Zudem handelt es sich bei dem Wald 
um Wald mit besonderer Erholungsfunktion (Erholungsfunktion Stufe II). 
Nach § 8 Abs. 2 SächsWaldG soll die Genehmigung versagt werden, wenn die Umwandlung mit den 
Zielen des Waldgesetzes nicht vereinbar ist oder die Erhaltung des Waldes überwiegend im öffentlichen 
Interesse liegt, insbesondere wenn der Wald für die Erholung der Bevölkerung oder für den Biotop- und 
Artenschutz von vorrangiger Bedeutung ist. Vor diesem Hintergrund ist die Inanspruchnahme des 
Waldes besonders streng zu rechtfertigen. 
 
Der BUND Sachsen fordert daher: 
 

• Die Inanspruchnahme von Waldflächen ist auf das zwingend erforderliche Minimum zu 
reduzieren, insbesondere ist die geplante Erweiterung der Lagerflächen in den Wald hinein 
zurückzunehmen, soweit keine standörtlich zwingende Notwendigkeit nachgewiesen wird. 
 

• Es ist eine schriftlich dokumentierte Alternativenprüfung vorzulegen, die mindestens die 
Optimierung innerhalb bereits gewerblich genutzter Flächen, den Verzicht auf die optionale 
weitere Lagerhalle, die Reduzierung von Lager- und Verkehrsflächen sowie organisatorische 
anstelle baulicher Lösungen vergleicht. 
 

• Die Kompensation ist nicht nur flächenbezogen, sondern funktional nachvollziehbar 
darzulegen. Insbesondere ist zu erläutern, wie der Verlust ortsnaher Waldflächen mit 
Erholungsfunktion ausgeglichen werden soll. 
 

• Soweit externe Aufforstungsflächen herangezogen werden sollen, ist deren Eignung auch 
unter dem Gesichtspunkt der räumlichen Nähe und der funktionalen Gleichwertigkeit 
nachvollziehbar zu begründen. 

 
2. Artenschutzrechtliche Defizite 

Die vorliegende artenschutzfachliche Einschätzung beruht auf einer Begehung im Februar 2026 und 
benennt selbst mehrere zwingend erforderliche Nachuntersuchungen. Nach den Planunterlagen sind 
insbesondere eine flächendeckende Brutvogelkartierung, Untersuchungen zu Reptilien, Kontrollen von 
Baumhöhlen für Fledermäuse, Prüfungen zu Kleinsäugern, Amphibien sowie weitergehende Kontrollen 
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zu Nestern der Gattung Formica erforderlich. Zusätzlich wird eine ergänzende Prüfung auf xylobionte 
Käfer fachlich nahegelegt, wenn geeignete Pflanzenbestände festgestellt werden. 
Vor diesem Hintergrund reicht eine bloße Potenzialabschätzung oder ein pauschaler Worst-Case-Ansatz 
nicht aus, um artenschutzrechtliche Verbotstatbestände belastbar auszuschließen. Dies gilt umso mehr, 
als die Planung Waldflächen, strukturreiche Randbereiche, Schutthaufen und potenzielle Habitatbäume 
betrifft. 
 
Der BUND Sachsen fordert daher: 
 

• Vor der Entwurfsfassung ist ein vollständiger artenschutzrechtlicher Fachbeitrag vorzulegen. 
Eine bloße Potenzialabschätzung oder ein Worst-Case-Ansatz ohne vollständige Felderhebung 
reicht angesichts der dokumentierten Habitatpotenziale nicht aus. 
 

• Die Brutvogelkartierung ist vollständig, methodisch nachvollziehbar und unter Einbeziehung 
einer Artdatenabfrage bei Unterer Naturschutzbehörde und ornitho.de durchzuführen. 

 

• Für Fledermäuse sind alle relevanten Altbäume auf Höhlenstrukturen zu kontrollieren. Bei 
Verdachtsstrukturen sind Besatzkontrollen und gegebenenfalls Ausflugsbeobachtungen 
durchzuführen. 

 

• Die Brach-, Waldsaum- und Schutthaufenbereiche sind fachgerecht auf Reptilien, insbesondere 
Zauneidechsen, zu untersuchen; bis zum Abschluss der Untersuchungen dürfen dort keine 
Räumungs-, Rodungs- oder Erdarbeiten zugelassen werden. 

 

• Die festgestellten bzw. potenziellen Ameisenvorkommen sind artgenau zu überprüfen und bei 
Bestätigung wirksam zu sichern. Eingriffe in besetzte Nester oder ihr direktes Umfeld sind 
auszuschließen, solange kein rechtssicheres Schutzkonzept vorliegt. 
 

• Die Gehölze und Totholzstrukturen sind auf Vorkommen xylobionter Käfer zu überprüfen. 
 

• Sofern geschützte Fortpflanzungs- oder Ruhestätten betroffen sind, sind 
Vermeidungsmaßnahmen und gegebenenfalls vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF) vor 
dem Eingriff verbindlich festzusetzen. 

 
3. Wasser, Entwässerung und Planreife 
Die Begründung stellt ausdrücklich dar, dass die Niederschlagsentwässerung noch nicht abschließend 
geklärt ist. Die dort beschriebene Variante A setzt das Einverständnis des Nachbarn für die Einleitung in 
benachbarte Waldflächen voraus; dieses Einverständnis wird nach den Planunterlagen jedoch gerade 
nicht erteilt. Die Alternative B wird selbst als umfangreiche Neuplanung beschrieben. Zudem bedarf 
sowohl die Versickerung des biologisch gereinigten Abwassers aus der geplanten vollbiologischen 
Kleinkläranlage als auch die geänderte Niederschlagswasserbewirtschaftung einer wasserrechtlichen 
Erlaubnis. Die Begründung bestätigt ferner, dass die derzeitige Schmutzwasserentsorgung nicht dem 
Stand der Technik entspricht. 
 
Der BUND Sachsen fordert daher: 
 

• Variante A ist aus der weiteren Planung zu streichen, da das dafür erforderliche nachbarliche 
Einverständnis nach Aktenlage nicht vorliegt. 
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• Die Entwurfsplanung darf nur mit einer eigenständigen, vollständig auf eigenen Flächen 
beruhenden und wasserrechtlich genehmigungsfähigen Entwässerungslösung weitergeführt 
werden. 

• Vor der Entwurfsfassung ist ein belastbares Entwässerungskonzept mit hydraulischem 
Nachweis, Lage der Einleit- und Versickerungsbereiche, Bemessungsgrundlagen und 
Darstellung der Auswirkungen auf Boden, Restwaldflächen und Oberflächenabfluss vorzulegen. 
 

• Die wasserrechtliche Genehmigungsfähigkeit der Schmutz- und 
Niederschlagswasserentsorgung ist vor Satzungsbeschluss nachvollziehbar darzustellen; 
bloße Absichtserklärungen genügen nicht. 
 

• Es ist darzulegen, wie Stoffeinträge, Vernässungen, Erosionen und sonstige Beeinträchtigungen 
angrenzender Waldflächen ausgeschlossen werden. 

 
5. Eingriffsregelung, Umweltbericht und naturnahe Ausgestaltung 

Die Begründung stellt klar, dass Grünordnungsplan, Umweltbericht, Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung 
und Fachbeitrag Artenschutz erst im weiteren Verfahren erarbeitet werden sollen. Damit fehlen dem 
Vorentwurf derzeit wesentliche naturschutzfachliche Entscheidungsgrundlagen. Dies ist für die 
frühzeitige Beteiligung zwar verfahrensrechtlich noch hinnehmbar, macht aber eine substanzielle 
Nacharbeitung bis zur Entwurfsfassung zwingend erforderlich. 
Darüber hinaus bestehen vielfältige Möglichkeiten, den geplanten Gewerbepark natur- und 
klimaverträglicher auszugestalten. Hierzu zählen insbesondere Maßnahmen wie Dach- und 
Fassadenbegrünung, eine wassersensible Oberflächengestaltung, die Reduktion von Lichtemissionen 
sowie die Sicherung ökologisch wirksamer Rand- und Übergangsstrukturen. Solche Maßnahmen 
können die Inanspruchnahme des Waldes nicht kompensieren, sind jedoch geeignet, verbleibende 
Beeinträchtigungen zu mindern und die Eingriffsfläche insgesamt ökologisch aufzuwerten. 
 
Der BUND Sachsen fordert daher: 
 

• Vor der Entwurfsfassung sind Grünordnungsplan, Umweltbericht, Eingriffs-Ausgleichs-
Bilanzierung und Fachbeitrag Artenschutz vollständig vorzulegen und öffentlich 
nachvollziehbar aufeinander abzustimmen. 
 

• Die Bilanzierung ist so zu überarbeiten, dass Waldverlust, Funktionsverlust und 
Erholungsfunktion gesondert bewertet werden und nicht allein in einer pauschalen 
Flächenbilanz aufgehen. 
 

• Sämtliche Vermeidungs-, Minderungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind verbindlich 
festzusetzen und dürfen nicht in spätere Genehmigungs- oder Abstimmungsverfahren 
verschoben werden. 
 

• Für die geplante neue Lagerhalle sind Dach- und möglichst auch Fassadenbegrünung zu prüfen 
und – soweit technisch möglich – verbindlich festzusetzen. 
 

• Nicht zwingend zu versiegelnde Lager- und Nebenflächen sind in versickerungsfähiger 
Bauweise auszuführen; spätere Vollversiegelungen sind auszuschließen. 
 

• Außenbeleuchtungen sind fledermaus- und insektenfreundlich auszurichten, auf das 
erforderliche Maß zu begrenzen und mit wirksamer Lichtlenkung vom Wald weg 
auszugestalten. 
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• Der verbleibende Waldrand ist durch geeignete Schutz- und Puffermaßnahmen vor zusätzlichen 
Beeinträchtigungen zu sichern. 

Schlussbemerkung 

Insgesamt kann dem Vorentwurf in der derzeitigen Fassung nicht zugestimmt werden. Die Planung kann 
nur dann weiterverfolgt werden, wenn zunächst die planungsrechtliche Konformität mit dem 
Flächennutzungsplan und die forstrechtliche Umwandlungsfähigkeit belastbar geklärt werden und 
anschließend die Waldinanspruchnahme deutlich minimiert, die artenschutzrechtlichen Konflikte 
vollständig aufgearbeitet und die Entwässerung rechtssicher gelöst werden. 
 
Wir bitten um weitere Beteiligung im Verfahren. 
 
 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


